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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Pohle, Leicht, 
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Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Dr. Pohle, Leicht, Dr. Althammer, Ott 
und Genossen wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der private Woh- 
nungsbau, insbesondere der Bau von Eigenheimen und Eigen- 
tumswohnungen, weiterhin durch steuerliche Maßnahmen wirk- 
sam gefördert werden muß, oder denkt die Bundesregierung an 
einen Abbau der z. Z. bestehenden steuerlichen Förderungs- 
maßnahmen V 


Der private Wohnungsbau, insbesondere der Bau von Eigen- 
heimen und Eigentumswohnungen, wird durch steuerliche Maß- 
nahmen besonders gefördert. Die bedeutsamsten Förderungs- 
maßnahmen sind die Begünstigung des Bausparens durch den 
Sonderausgabenabzug für Bausparbeiträge bei der Einkommen- 
steuer oder durch Gewährung von Wohnungsbauprämien, die 
Grundsteuervergünstigung nach dem Zweiten Wohnungsbau- 
gesetz und die Gewährung erhöhter Absetzungen nach § 7b des 
Einkommensteuergesetzes (EStG). Auch die degressiven Abset- 
zungen nach § 7 Abs. 5 EStG fördern den privaten Wohnungs- 
bau. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der private Woh- 
nungsbau weiterhin gefördert werden sollte. Sie hat deshalb 
die Zulässigkeit erhöhter Absetzungen für private Wohnge- 
bäude im Rahmen der Zweiten Verordnung über steuerliche 
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Konjunkturmaßnahmen vom 21. Juli 1970 (BGBl. 1 S. 1128) wo- 
nach Absetzungen für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen 
(sog. degressive Abschreibungen) aus konjunkturellen Gründen 
vorübergehend ausgesetzt worden sind, nicht mit eingeschränkt. 
Daraus ergibt sich, welche Bedeutung die Bundesregierung dem 
privaten Wohnungsbau beimißt. Im Rahmen der in dieser Legis- 
laturperiode vorgesehenen Steuerreform werden jedoch die 
steuerlichen Vergünstigungen für den Wohnungsbau ebenso 
wie andere Steuervergünstigungen daraufhin überprüft werden 
müssen, ob sie in der bisherigen Form weitergeführt werden 
sollten. Die Bundesregierung erwartet dazu - wie bereits in der 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 dargelegt worden 
ist - zunächst den Bericht der vom Bundesminister der Finanzen 
eingesetzten, aus unabhängigen Sachverständigen bestehenden 
Steuerreformkommission. Dieser Bericht soll Ende 1970 vor- 
liegen. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
die erhöhten Absetzungen für Abnutzung nach § 7 b des Ein- 
kommensteuergesetzes? 

Im Rahmen der steuerlichen Förderungsmaßnahmen für den pri- 
vaten Wohnungsbau kommt dem § 7 b EStG besondere Bedeu- 
tung zu. Nach dieser Vorschrift können für neuerrichtete Ein- 
und Zweifamilienhäuser sowie für Eigentumswohnungen er- 
höhte Absetzungen vorgenommen werden, und zwar bei Ein- 
familienhäusern und Eigentumswohnungen von den Herstel- 
lungskosten bis 150 000 DM und bei Zweifamilienhäusern von 
den Herstellungskosten bis 200 000 DM. überschreiten die Her- 
stellungskosten diese Grenze, so sind erhöhte Absetzungen 
nicht etwa ausgeschlossen, sondern bleiben im Rahmen dieser 
Grenzen zulässig. Für die übersteigenden Beträge der Herstel- 
lungskosten können die normalen Absetzungen nach § 7 Abs. 4 
EStG (2 v. H.) in Anspruch genommen werden. 

Die Möglichkeiten des § 7 b EStG bieten privaten Bauherren 
eine wirksame Hilfe zur Minderung der in den ersten Jahren 
nach der Fertigstellung des Bauobjekts oft besonders fühlbaren 
Finanzierungsbelastungen, wenn sich die erhöhten Absetzun- 
gen in entsprechenden Steuerersparnissen auswirken. Wegen 
der unterschiedlichen Steuerbelastung führen die erhöhten Ab- 
setzungen im Einzelfall jedoch zu ungleichen Steuererspar- 
nissen. 


3. In welchem Umfang sind die Baupreise seit 1964 gestiegen? 

Der Baupreisindex für Wohngebäude (Bauleistungen für Ge- 
bäude) ist in der Zeit vom Mai 1964 bis Mai 1970 von 110,4 
(1962 = 100) um 33,5 °/o auf 147,4 gestiegen. 
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4. Erkennt die Bundesregierung an, daß angesichts der ständigen 
Steigerung der Baupreise eine sofortige Erhöhung der seit 1964 
unverändert gebliebenen Höchstbeträge für die Bemessung der 
erhöhten Absetzung für Abnutzung nach § 7 b des Einkommen- 
steuergesetzes dringend geboten ist? 

5. Hält die Bundesregierung eine Erhöhung der Höchstbeträge, 
die z. Z. für Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen 
150 000 DM, für Zweifamilienhäuser 200 000 DM betragen, um 
20 v. H. für angemessen? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, eine solche Erhöhung im Rah- 
men des von ihr angekündigten Gesetzentwurfs über vordring- 
liche Änderungen auf dem Gebiet des Steuerrechts vorzu- 
schlagen? 


Die Fragen 4 bis 6 werden des sachlichen Zusammenhangs 
wegen zusammen beantwortet: 

Der Anstieg der Baupreise seit 1964 zwingt nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht dazu, die Höchstbeträge für die Be- 
messung der erhöhten Absetzungen nach § 7b EStG jetzt zu 
erhöhen. Die geltenden Beträge von 150 000 DM für ein Ein- 
familienhaus oder für eine Eigentumswohnung und von 200 000 
DM für ein Zweifamilienhaus sind so bemessen, daß sie auch im 
Hinblick auf die gestiegenen Baukosten noch als ausreichend 
angesehen werden müssen. Nach der auf alle Arten von Bau- 
vorhaben bezogenen Baugenehmigungsstatistik lür 1969 haben 
die durchschnittlichen reinen Baukosten - nur auf diese be- 
ziehen sich die Höchstbeträge des § 7 b EStG - für Einfamilien- 
häuser 84 120- DM und für Zweifamilienhäuser 117 980 DM 
betragen. Angesichts dieser Zahlen sieht die Bundesregierung 
keine Veranlassung im Rahmen des von ihr angekündigten 
Gesetzentwurfs über vordringliche Änderungen auf dem Gebiet 
des Steuerrechts vorzuschlagen, die Höchstbeträge für die Be- 
messung der erhöhten Absetzungen nach § 7 b EStG zu erhöhen, 
zumal - wie bereits dargelegt wurde - die erhöhten Absetzun- 
gen auch dann bis zu den Höchstbeträgen stets voll in Anspruch 
genommen werden können, wenn die Höchstbeträge im Einzel- 
fall überschritten werden. Auch die Frage einer evtl. Änderung 
der Höchstbeträge wird in die Überprüfung der Steuervergün- 
stigungen im Rahmen der Steuerreform einbezogen werden. 


In Vertretung 

" Dr. Reischl 

Parlamentarischer Staatssekretär 
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